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I. Justiz unter der Besatzungsherrschaft

erster teil: gründung, aufbau und entwicklungi. justiz unter der besatzungsherrschaft

Mit der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Streitkräfte am 8. Mai 

1945 in Reims und am 9. Mai 1945 in Berlin-Karlshorst ging der Zweite Welt-

krieg in Europa zu Ende. Das Deutsche Reich war besiegt und von Besatzungs-

truppen besetzt. Einen Monat später übernahmen die USA, Großbritannien, 

die Sowjetunion und Frankreich mit der «Berliner Deklaration» vom 5. Juni 

1945 auch formal die «oberste Regierungsgewalt» in Deutschland.1  Die Nach-

kriegszeit hatte begonnen und stand zunächst ganz im Zeichen der Vier-

Mächte-Verwaltung der Alliierten.2  Teilungspläne, die während des Krieges 

erwogen worden waren, um das deutsche Potential, das innerhalb einer Gene-

ration zu zwei Weltkriegen geführt hatte, durch eine Zerstückelung des Landes 

aufzuspalten und damit so weit wie möglich zu neutralisieren, spielten schon 

seit dem Sommer 1944 keine Rolle mehr, als der Vormarsch der Roten Armee 

in Osteuropa und das Verhalten der Sowjet-Führung in den besetzten Gebieten 

gezeigt hatten, welche territorialen und politischen Absichten die UdSSR ver-

folgte. Der britische Premierminister Winston Churchill und sein Außenminis-

ter Anthony Eden hatten danach begonnen, ihr Verhältnis zur Sowjetunion zu 

überdenken, und waren seither bemüht, Deutschlands Einheit zu erhalten, um 

ein Gegengewicht gegen die sowjetische Expansion zu schaffen.3 

Schon vorher waren Expertenkommissionen in den USA und Großbritan-

nien im Zuge ihrer Deutschlandplanung 1943 / 44 zu der Überzeugung ge-

langt, dass eine Zerstückelung Deutschlands schwerwiegende Nachteile für 

die Wiederherstellung der wirtschaftlichen Stabilität in Europa nach dem 

Krieg mit sich bringen würde. Sie hatten deswegen empfohlen, von einer 

 Teilung abzusehen.4  Auf der Konferenz der Staats- und Regierungschefs der 

USA, Großbritanniens und der Sowjetunion in Jalta vom 4. bis 11. Februar 

1945 wurde diese Frage daher schon nicht mehr näher erörtert, sondern auf 

britischen Antrag an eine «Zerstückelungskommission» überwiesen, bei der 

von vornherein feststand, dass ihre Beratungen ergebnislos bleiben würden. 

Der britische Schatzkanzler John Anderson bemerkte dazu Anfang März 

1945 in einem Memorandum, man könne eine Reparations- oder eine Zer-

stückelungspolitik verfolgen – aber nicht beides auf einmal.5 
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Auf der letzten Kriegskonferenz der «Großen Drei» vom 17. Juli bis 2. Au-

gust 1945 in Potsdam verständigten sich die Alliierten schließlich darauf, 

Deutschland während der Besatzungszeit als «eine einzige wirtschaftliche 

Einheit» zu behandeln und sogar «gewisse Formen des zentralen Verwal-

tungsapparats, besonders auf dem Gebiet des Finanz-, Transport- und Ver-

kehrswesens», beizubehalten oder wiederherzustellen.6  Diese Formulierung 

ließ sich – ganz im Sinne Schatzkanzler Andersons – so deuten, dass die Zen-

tralverwaltungen später als Keimzellen einer künftigen deutschen Regierung 

dienen sollten. Als die Vereinbarungen von Potsdam 1946 im Amtsblatt des 

Kontrollrats veröffentlicht wurden, war von der Schaffung eines «zentralen 

Verwaltungsapparats» allerdings nicht mehr die Rede.7  Denn Frankreich, das 

an der Potsdamer Konferenz nicht teilgenommen und die dort gefassten Be-

schlüsse lediglich formal und nur widerwillig übernommen hatte, setzte alles 

daran, seine Vetomacht im Kontrollrat zu nutzen, um die Wiederherstellung 

eines deutschen Einheitsstaates zu verhindern.

1. Die Gesetzgebung der Alliierten

Einig waren sich die Alliierten jedoch darin, dass Deutschland durch eine 

Politik der Entnazii zierung, Entmilitarisierung, Demokratisierung und De-

zentralisierung umstrukturiert werden müsse, um den «späteren Wiederauf-

bau des deutschen politischen Lebens auf demokratischer Grundlage und die 

spätere friedliche Mitarbeit Deutschlands im internationalen Leben vorzu-

bereiten», wie es im Potsdamer Abkommen hieß. Schon in Jalta hatten die 

Staats- und Regierungschefs der USA, Großbritanniens und der Sowjetunion 

beschlossen, «den deutschen Militarismus und Nazismus zu vernichten und 

die Garantie dafür zu schaffen, dass Deutschland nie wieder in der Lage sein 

wird, den Weltfrieden zu brechen». Zu diesem Zweck sollten nicht nur die 

deutschen Streitkräfte entwaffnet und aufgelöst und die zur Rüstungsproduk-

tion geeignete Industrie «liquidiert» werden, sondern man wollte auch «alle 

Kriegsverbrecher einer gerechten und schnellen Bestrafung» zuführen, alle 

«nazistischen und militärischen Einl üsse aus öffentlichen Einrichtungen, 

dem Kultur- und Wirtschaftsleben des deutschen Volkes» entfernen und die 

NSDAP sowie die nazistischen Gesetze und Organisationen «vom Erdboden 

tilgen».8  Dementsprechend wurde in der Direktive JCS 1067 der Vereinigten 

Stabschefs der USA vom 26. April 1945 unmissverständlich verkündet, 

Deutschland werde «nicht besetzt zum Zwecke seiner Befreiung, sondern als 

ein besiegter Feindstaat». Den Deutschen müsse klargemacht werden, «dass 
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sie nicht der Verantwortung für das entgehen können, was sie selbst auf sich 

geladen haben».9 

Der Alliierte Kontrollrat

Wichtigstes gemeinsames Steuerungsinstrument der alliierten Deutschland-

politik war bis 1948 der Alliierte Kontrollrat im Gebäude des Berliner Kam-

mergerichts am Kleistpark, der gemäß dem am 14. November 1944 unter-

zeichneten und auf der Potsdamer Konferenz bestätigten «Abkommen über 

Kontrolleinrichtungen in Deutschland» am 30. Juli 1945 zu seiner konsti-

tuierenden Sitzung zusammentrat. Formell nahm der Kontrollrat seine Ar-

beit allerdings erst mit der «Proklamation Nr. 1» am 30. August 1945 auf.10  

Das erste vom Kontrollrat erlassene Gesetz Nr. 1 vom 20. September 1945 

betraf die Beseitigung von NS-Recht, wobei insgesamt 25 Gesetze und Ver-

ordnungen aufgehoben wurden, einschließlich der dazugehörigen Durch-

führungsbestimmungen und Erlasse.11  Drei Wochen später, am 10. Oktober 

1945, folgte das Kontrollratsgesetz Nr. 2, in dem die NSDAP und weitere 

61 Organisationen für «abgeschafft und […] ungesetzlich erklärt» wurden, 

weitere drei Wochen später, am 30. Oktober, das Gesetz Nr. 4 zur Umgestal-

tung des deutschen Gerichtswesens.12 

Insgesamt hielt der Kontrollrat 80 Sitzungen ab und verabschiedete dabei 

1948 Befehle, Proklamationen, Gesetze und Direktiven. Die letzte gemein-

same Entscheidung war das Kontrollratsgesetz Nr. 62 vom 20. Februar 1948 

zur Aufhebung von Gesetzen, Verordnungen und Erlassen, die von der natio-

nalsozialistischen Regierung in Kirchenangelegenheiten erlassen worden 

 waren. Es trat am 20. März 1948 in Kraft – am selben Tag, an dem der sow-

jetische Vertreter, Marschall Vassilij Sokolovskij, eine geplante Sitzung des 

Kontrollrats aus Protest gegen die von den westlichen Alliierten betriebene 

Gründung eines westdeutschen Staates auf dem Gebiet ihrer Besatzungszonen 

absagte. Ofi ziell wurde die Sitzung nur «vertagt». Aber da der Kontrollrat 

Beschlüsse nur einstimmig fassen konnte, war er fortan blockiert und trat 

danach auch nicht mehr zu Beratungen zusammen.13 

Das Ende der gemeinsamen Deutschlandpolitik kam jedoch nicht plötz-

lich, sondern hatte sich lange abgezeichnet. Konl ikte gab es praktisch von 

Beginn an. Dabei verliefen die Fronten keineswegs nur zwischen der Sowjet-

union auf der einen und den Westmächten auf der anderen Seite.14  Zumindest 

am Anfang erwies sich auch Frankreich als Störfaktor. Da man in Paris 

 weiterhin Grenzkorrekturen und sogar die Zerstückelung Deutschlands 

wünschte, machte die französische Regierung schon am 14. September 1945 
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ihre Zustimmung zur Errichtung deutscher Zentralverwaltungen von der Be-

dingung abhängig, dass die linksrheinischen Gebiete und das Ruhrgebiet von 

Deutschland abgetrennt würden, und nutzte in der Folge das Instrument des 

Kontrollrats, um die Schaffung von Zentralverwaltungen zu blockieren.15 

Aber auch die Sowjetunion verfolgte in der Deutschlandpolitik einen eige-

nen Kurs, der durch die Schulung deutscher Exil-Kommunisten in Moskau 

während des Krieges gezielt vorbereitet worden war.16  So wurde ab Septem-

ber 1945 mit der Bodenreform, der Verstaatlichung der Schwer- und Schlüs-

selindustrien sowie der Umgestaltung des Bildungswesens ein grundlegender 

Systemwandel in Ostdeutschland eingeleitet.17  Mit der Zwangsvereinigung 

von SPD und KPD zur SED im April 1946 zeichnete sich darüber hinaus – 

ungeachtet aller Beteuerungen eines «volksdemokratischen Weges»  – eine 

Konzentration der politischen Macht in den Händen einer Monopolpartei 

nach sowjetischem Vorbild ab. Die 1944 im Rahmen der European Advisory 

Commission (EAC) in London vereinbarte «Einheitlichkeit des Vorgehens der 

Oberbefehlshaber in ihren jeweiligen Besatzungszonen» war deshalb nicht 

mehr aufrechtzuerhalten. Deutschland wurde zum Testfall für den sich an-

bahnenden Ost-West-Konl ikt.18 

Spaltung der Vier-Mächte-Verwaltung

Vor diesem Hintergrund kam der Gesetzgebung der Alliierten in den einzel-

nen Besatzungszonen eine immer größere Bedeutung zu. Hier waren es die 

einzelnen Oberbefehlshaber bzw. Militärregierungen und Militäradministra-

tionen, die für ihre jeweiligen Besatzungszonen eigene Gesetze, Verordnun-

gen, Proklamationen, Befehle und Direktiven erließen, die teilweise auch in 

den jeweiligen Sektoren in Berlin in Kraft gesetzt wurden. Für Groß-Berlin 

gab es allerdings mit der Alliierten Kommandantur, die im ehemaligen 

Hauptsitz des Verbandes der öffentlichen Feuerversicherungsanstalten in 

Dahlem ihr Quartier bezogen hatte, eine eigene Struktur. Die Komman-

dantur unterstand zwar formell dem Kontrollrat, erließ jedoch auch eigene 

Rechtsakte und beeinl usste bis 1948 durch Anordnungen an den Oberbür-

germeister und den Berliner Magistrat maßgeblich die innerstädtische Ent-

wicklung. Wie der Kontrollrat, so wurde die Kommandantur 1948 ebenfalls 

ein Opfer der zunehmenden Ost-West-Spannungen: Am 16. Juni zog der sow-

jetische Vertreter Alexander Kotikov aus Protest gegen die Einführung der 

D-Mark in Berlin aus der Kommandantur aus.19  Anders als der Kontrollrat 

bestand die Kommandantur nach dem sowjetischen Boykott jedoch weiter, 

auch wenn sich bei den Beratungen jetzt nur noch die westlichen Vertreter 
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trafen und obwohl die Entscheidungen nur noch in den Westsektoren durch-

gesetzt werden konnten. So entbehrten die Sitzungen nicht einer gewissen 

Skurrilität, zumal die westlichen Vertreter stets symbolisch einen Platz für 

ihren sowjetischen Kollegen frei ließen, bis die Tätigkeit der Kommandantur 

am 15. März 1991 – mit der Hinterlegung der letzten Ratii kationsurkunde 

zum Zwei-plus-Vier-Vertrag vom 12. September 1990 – ofi ziell endete.

Eine besondere Situation bestand im Saarland, das gemäß einer Verord-

nung des Oberkommandierenden der französischen Armee in Deutschland 

vom 12. Februar 1946 nicht mehr dem Alliierten Kontrollrat unterstand, son-

dern einem gesonderten Besatzungsrecht unterworfen war und von einem 

französischen Hohen Kommissar verwaltet wurde. Mit dem Inkrafttreten der 

Saarländischen Verfassung vom 15. Dezember 1947 wurde das Saargebiet 

dann der Französischen Republik angeschlossen, erhielt jedoch weitgehende 

innere Autonomie, wobei das bis dahin geltende Besatzungsrecht außer Kraft 

gesetzt wurde.20 

Bei aller Unterschiedlichkeit des Vorgehens der Besatzungsmächte, das sich 

aus dieser Uneinigkeit ergab, gelangen ihnen die Aufhebung nationalsozialis-

tischer Gesetze und die Aul ösung der NSDAP sowie der NS-Organisationen 

überraschend problemlos. Die entsprechenden Beschlüsse des Kontrollrats 

wurden von den Militärregierungen zügig umgesetzt, ohne dass sie dabei auf 

nennenswerten Widerstand stießen. Der Kontrast zur Entwicklung nach dem 

Ersten Weltkrieg, als die Bestimmungen des Versailler Vertrages beständig 

unterlaufen und ausgehöhlt worden waren, konnte größer kaum sein. Schwie-

rigkeiten bereitete hingegen das Personal, das die Nationalsozialisten hinter-

lassen hatten. Die schiere Dimension der Verbrechen, die von den Deutschen 

begangen worden waren, und die immense Schuld, die sie damit auf sich ge-

laden hatten, machten eine Bestrafung der Täter unausweichlich. Zudem 

stellte sich die Frage, wer auf deutscher Seite am politischen Neuaufbau über-

haupt noch mitwirken konnte, wenn praktisch die gesamte Bevölkerung in 

das nationalsozialistische Regime verstrickt gewesen war.

Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher

Bei der justiziellen «Aufarbeitung» der NS-Vergangenheit ist zunächst der Pro-

zess gegen die Hauptkriegsverbrecher des Dritten Reiches hervorzuheben, in 

dem vom 20. November 1945 bis 1. Oktober 1946 gegen insgesamt 22 führende 

Persönlichkeiten des Nazi-Regimes und acht seiner Organisationen  verhandelt 

wurde.21  Vorschläge für die strafrechtliche Verfolgung von Kriegsverbrechern 

waren noch während des Krieges von der United Nations War Crimes Com-
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mission erarbeitet worden, die seit Herbst 1943 in London tagte und auch 

schon Listen zusammenstellte, welche Personen als Kriegsver brecher anzuse-

hen seien. Am 30. Oktober 1943 wurde dazu von den USA, Großbritannien 

und der Sowjetunion die «Moskauer Deklaration» verabschiedet, mit der die 

Drei Mächte den ersten Schritt zur Errichtung eines internationalen Strafge-

richts machten.22  Ein formelles «Abkommen über die Verfolgung und Bestra-

fung der Hauptkriegsverbrecher der europäischen Achse» wurde am 8. August 

1945 von Vertretern der Regierungen der USA, Großbritanniens und der 

 Sowjetunion sowie der provisorischen Regierung Frankreichs in London unter-

zeichnet. Dem Abkommen, dem das Statut für einen Internationalen Militär-

gerichtshof anhing, der die von den Siegermächten namhaft gemachten Haupt-

kriegsverbrecher zur Rechenschaft ziehen sollte, «für deren Verbrechen ein 

geographisch bestimmter Tatort nicht vorhanden» war23 , schlossen sich weitere 

19 Staaten an.24  Dieses Statut kodi i zierte die Tatbestände der Kriegsverbre-

chen, der Verbrechen gegen die Menschlichkeit, des Verbrechens gegen den 

Frieden sowie der Verschwörung.25  Mit Ausnahme der Verschwörung bilden 

sie – zusammen mit dem Völkermord – den Bestand des modernen materiellen 

Völkerstrafrechts.26 

Damit waren die Voraussetzungen für den Nürnberger Hauptkriegsverbre-

cherprozess vor einem internationalen Militärtribunal geschaffen. Diese 

 bildeten auch die Grundlage für viele weitere Prozesse, die unter alliierter 

Ägide geführt wurden. Die bekanntesten sind die zwölf Nürnberger Nach-

folgeprozesse unter alleiniger amerikanischer Regie, die gegen Ärzte, Juristen 

(dazu später mehr, s. S. 44 ff.), Industrielle (Flick, Krupp und I.G. Farben), Ge-

nerale der Wehrmacht, Angehörige des Rasse- und Siedlungshauptamtes der SS, 

Angehörige von Einsatzgruppen der SS und schließlich im Wilhelmstraßen-

Prozess gegen Angehörige des Auswärtigen Amtes und anderer oberster 

Reichsbehörden geführt wurden.27  Der Wilhelmstraßen-Prozess beendete mit 

Urteil vom 11. April 1949 die Reihe der Nürnberger Prozesse. Alles in allem 

wurden allein in den Prozessen vor Militärgerichten in den drei westlichen 

Besatzungszonen in Deutschland – die Briten führten unter anderem Militär-

gerichtsverfahren gegen die Generalfeldmarschälle Albert Kesselring und 

Erich von Manstein durch – 5025 Angeklagte verurteilt. In der Sowjetischen 

Besatzungszone wird die Gesamtzahl der Verurteilten auf etwa 45 000 ge-

schätzt, die häui g nicht in ordentlichen Verfahren, sondern auf administra-

tivem Wege abgeurteilt wurden. Strafprozesse gegen Deutsche im Ausland 

fanden in Frankreich, Polen, der Sowjetunion, den Niederlanden, Italien und 

zahlreichen weiteren Ländern statt. Auch vor deutschen Gerichten wurden 

später NS-Verbrecher angeklagt. Bekannte Beispiele dafür sind der Ulmer 
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Einsatzgruppenprozess 1957 / 58, in dem es um den Massenmord an den Ju-

den im Baltikum ging, und die drei Auschwitz-Prozesse von 1963 bis 1968 

sowie deren drei Nachfolgeprozesse in den 1970er Jahren.28  Angeklagt waren 

aber auch japanische Kriegsverbrecher: Für sie trat am 31. Juli 1946 das Inter-

nationale Militärtribunal für den Fernen Osten in Tokyo zusammen.

Die größte internationale Aufmerksamkeit erlangte jedoch der Nürnberger 

Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher des Dritten Reiches. Grund dafür 

war neben der Prominenz der Angeklagten nicht zuletzt das Ausmaß der zur 

Verhandlung stehenden Verbrechen. Als ab dem 30. September 1946 das  Urteil 

verkündet wurde, hatte der Gerichtshof 403 öffentliche Sitzungen abgehalten, 

33 von der Anklagebehörde benannte Zeugen hatten mündlich ausgesagt, 

61 Zeugen, zu denen noch 19 der Angeklagten hinzukamen, die nach dem 

anglo-amerikanischen Strafverfahrensrecht selbst Zeugen sein konnten, sagten 

für die Verteidigung aus. Weitere 143 Zeugen machten ihre Aussagen für die 

Verteidigung in Form schriftlicher Antworten auf Fragebogen. Tausende von 

Dokumenten waren dem Gericht vorgelegt worden, 38 000 eidesstattliche 

 Erklärungen, versehen mit 155 000 Unterschriften, waren ihm zur Kenntnis 

gebracht worden, um die unter Anklage stehenden Personen und Organisa-

tionen zu be- oder entlasten.29  Am Ende wurden nach einer Prozessdauer von 

zehn Monaten drei Angeklagte freigesprochen, sieben zu Haftstrafen verur-

teilt, drei nationalsozialistische Organisationen für verbrecherisch erklärt 

und zwölf Angeklagte zum Tode durch den Strang verurteilt, unter ihnen der 

nicht anwesende Martin Bormann.30 

Während dieser zehn Monate enthüllte sich erstmals nach dem Ende des 

NS-Regimes die wahre Dimension der nationalsozialistischen Verbrechen vor 

der Weltöffentlichkeit. Auch wenn immer noch viele Fragen offen blieben, 

gelang es der Anklage, umfangreiches Material vorzulegen, das diese Verbre-

chen belegte. Es ist allerdings festzustellen, dass in dem frühen Zeitpunkt 

nach Ende des Krieges das gesamte Ausmaß der systematischen Vernich-

tungsmaschinerie in Auschwitz, Sobibor und anderen Lagern noch nicht er-

kannt wurde. Nach der amerikanischen Anklagestrategie lag das Haupt-

augenmerk ohnehin auf der Kriminalisierung des Angriffskrieges.31  Die dazu 

unterbreiteten Dokumente und Erkenntnisse dienten in erster Linie dem 

Zweck, die Angeklagten ihrer Untaten zu überführen. Indem man die Tat-

sachen sprechen ließ, wurde aber zugleich das Bild des Dritten Reiches, das 

bis dahin durch die nationalsozialistische Propaganda auf groteske Weise ver-

zerrt worden war, zurechtgerückt. Neben dem Bemühen, die Verantwort-

lichen zur Rechenschaft zu ziehen, ist damit der Beitrag, den die Vertreter der 

Anklage zur Erforschung der jüngsten Vergangenheit und zur Anprangerung 
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der Gräueltaten vor der Weltöffentlichkeit leisteten, kaum hoch genug zu 

 bewerten.

Ein anderer Aspekt der immensen Bedeutung des Nürnberger Haupt-

kriegsverbrecherprozesses liegt in der bis heute fortdauernden Rechtsent-

wicklung, die dieser Prozess angestoßen hat.32  Denn er markiert nicht nur die 

Entstehung des modernen Völkerstrafrechts, sondern beeinl usst diese Rechts-

materie bis heute nachhaltig.33  Die Entwicklung, die von Nürnberg zunächst 

langsam und stockend ausging, führte über einen Jahrzehnte andauernden 

und oft müh samen Fortgang bis hin zur Schaffung des Interna tionalen Straf-

gerichtshofs in Den Haag. Der Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozess 

versicherte, die elementaren Menschenrechte auch im Krieg und vor Macht-

habern und Staats führern zu schützen  – und zwar auf allen Seiten. Er 

 versprach, wie der amerikanische Hauptankläger Robert H. Jackson es aus-

drückte, den Primat der Vernunft über die Macht.34  Dieses «Versprechen von 

Nürnberg» endlich vollständig einzulösen, bleibt die vordringliche Aufgabe 

der internationalen Strafjustiz.35 

Neben dem spektakulären Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher, in 

dem das Spitzenpersonal des NS-Regimes auf der Anklagebank saß, mussten 

die Folgeprozesse und die zahlreichen anderen Verfahren, die in den einzel-

nen Besatzungszonen durchgeführt wurden, naturgemäß verblassen. Dazu 

zählten etwa die Dachauer Prozesse, die vor amerikanischen Militärgerichten 

am 15. November 1945 auf dem Gelände des ehemaligen KZ Dachau began-

nen. In ihnen mussten sich vor allem Angehörige der Wachmannschaften, 

aber auch Lagerärzte, denen Menschenversuche vorgeworfen wurden, aus 

den Konzentrationslagern Dachau, Buchenwald, Flossenbürg und Maut-

hausen verantworten.36  In anderen Verfahren ging es um die Tötung von 

 US-Soldaten während der Ardennenoffensive unter Verstoß gegen das Kriegs-

völkerrecht, um Lynchjustiz an abgeschossenen amerikanischen Fliegern oder 

um die Ermordung von psychisch Kranken. Insgesamt wurden vor amerika-

nischen Gerichten 1941 Personen verurteilt, davon 324 zum Tode. Britische 

Militärgerichte verurteilten 1085 Angeklagte, davon 240 zum Tode, franzö-

sische Militärgerichte 2107, davon 104 zum Tode.37 

Die Entwicklung in der SBZ

Die genaue Zahl der Angeklagten und Verurteilten in der sowjetischen Zone ist 

unbekannt, da die Verfahren hier direkt dem Volkskommissariat für  innere 

Angelegenheiten der UdSSR (NKWD, ab 1946 MWD), also dem sowjetischen 

Geheimdienst, unterstanden. Die schon genannte Zahl von 45 000 Verurteilten 


